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Badischer Landtag .
crus der ^öwerlerr >L^ «rrnrrier .

S4 . öffentliche Sitzung ^
am Montag den 20 . Januar 1902 .

Am Regierungstisch : Staatsminister v. Brauer ,
Finanzminister vr . Buchenberger , die Präsidenten : des
Ministeriums des Innern , Geh . Rath vr . Schenkel und
des Ministeriums der Justiz , des Kultus und Unterrichts ,
Staatsrath Frhr . v . Dusch , Staatsrath vr . Reinhard und
Regierungskommissäre .

Präsident Gönner eröffnet die »Sitzung um 4 Uhr .

Nach Anzeige der Einläufe werden der Gesetzentwurf ,
betreffend Gemeindesteuern und Gemeindewahlrecht der
Verfassungskommission und die Staatsverträge der Kom¬
mission für Straßen und Eisenbahnen zur Vorberathung
überwiesen .

Hierauf folgt Fortsetzung der Zolltarifdebatte .

Abg . Dreesbach wendet sich gegen eine Bemerkung des
Herrn Staatsministers über die Rheinkorrektion . Er
bittet , dem Vertrag zwischen

*
-den Rheinuferstaaten mög¬

lichst viel statistisches Material beizugeben , damit die
Beurtheilung seiner Vorzüge und Nachtheile möglich
sei . Er befürchte , es werde sich nicht um Belebung
schlummernden Verkehrs , sondern nur um Verkehrs¬
verschiebung handeln . Anstatt daß Mannheim das
Ende des Wasserverkehrs sei , werde dies in Zukunft
Straßburg sein , keineswegs das badische Kehl . Der Herr
Staatsminister habe gemeint , eine Verschlechterung der
badischen Bahnen und Mannheims werde nicht die Folge
sein . Redner könne nicht glauben , daß die badischen
Staatsbahnen dadurch eine Verkehrsbelebung erfahren
werden , wie der Herr Staatsminister glaube . Die Jahres¬
berichte der badischen Staatseisenbahnen zeigen , daß der
Güterverkehr in Mannheim beinahe dreimal so groß war
als derjenige der drei anderen größten badischen Stationen .
Mannheim sei also die Nährmutter der badischen Bahnen .
Der Verlust , der den badischen Staatsbahnen durch Voll¬
endung der Rheinkorrektion erwachsen werde , sei sehr
groß und leicht zu berechnen , was Redner an Zahlen nach -
weist. Der Ausfall an Frachtspesen werde wohl Millionen
betragen , selbst wenn Kehl die Endstation sein werde .
Doch glaube er , wegen seiner vielen Vorzüge werde Straß¬

burg , nicht Kehl , das Ende des Wassertransports sein ,
und dann sei der Ausfall noch größer . Straßburg übe
auch auf den Güterverkehr jetzt schon eine sehr große An¬
ziehungskraft , was das rapide Steigen der Summe der
dort angekommenen Maaren in den letzten Jahren zeige .
Die Mannheimer Geschäftsleute , deren Tüchtigkeit der
Herr Staatsminister anerkannt habe , werden gezwungen
sein , nach Straßburg zu wandern . Welchen Schaden dies
für Baden bedeute , sei leicht einzusehen .

Die Kosten der Regulirung , 15 Millionen , sollten
ursprünglich unter den drei Vertragsstaaten nach Ver -
hältniß der Länge ihres Ufers vertheilt werden . Bayern
sei für den Plan aber nur dadurch zu haben gewesen ,
daß man ihm in dem Projekt des Main -Donaukanals
ganz freie Hand zu lassen versprach , auch solle es eine
Pauschalsumme von 800 000 M . bezahlen , während
Baden mit 5 ^ Millionen herangezogen werden solle .
Baden solle also unter '

großen finanziellen Opfern das
Projekt ermöglichen , was zu Bedenken Ar aß gebe .

Staatsminister v. Brauer theilt mit , baß der Nach¬
tragsetat eine erste Rate für die Korrektion des Ober¬
rheins bringe , wobei der Vertrag unter Beifügung stati¬
stischen Materials dem Hohen Hause mitgetheilt werde .
Da werde weitgehend Gelegenheit gegeben sein , sich über
diese wichtige Frage zu äußern . Er wolle heute die Debatte
nicht weiter auf das Detailgebiet ausspinnen , da ja dem¬
nächst Gelegenheit zu weiteren eingehenden Berathungen
gegeben werde .

Dem Abg . Fendrich erwidert Redner auf seine Be¬
merkung bezüglich der 4 Millionen . Er hoffe , daß der
Abg . Fendrich die Bemerkung nur im Scherze gemacht
habe . Ein Vorarbeiter , der über 30 Jahre im Dienste
war , wußte nach und nach in raffinirter Weise die sieben
Wagen Kupfer an sich zu bringen . Die Kontrole war
vielleicht eine ungenügende , doch im Ganzen kommen solche
Diebstähle bei der Eisenbahnverwaltuug Dank der Ehr¬
lichkeit von Beamten und Arbeitern recht selten vor , und
wir werden nie dazu kommen , solche Diebstähle ganz zu
vermeiden . Er glaube aber nicht , daß es nöthig sein
werde , die allgemeinen Kontrolvorschriften zu vermehren ,
sonst würde die Kontrole zu einer kleinlichen und umständ¬
lichen ausarten .



Die Bankbrüche habe er keineswegs als Ursache des
wirtschaftlichen Niedergangs erklärt . Er habe nur gesagt ,
jene Bankbrüche haben so böse Zustände geosfenbart , daß
eine Angst in die Kapitalisten kam , die größer sei , als
es bei der wirthschastlichen Depression an sich geboten
gewesen wäre .

Abg . Frühauf knüpft an die Bemerkung des Herrn
Finanzministers aus der Ersten Kammer an : er sei für
eine Eisenbahnschuldenwirthschaft nicht zu haben , zumal
wenn die Mittel zu unproduktiven Ausgaben verwendet
werden sollen . Ein solcher Vorschlag sei nicht gemacht
worden . Es habe sich vielmehr nur um Besserstellung der
Beamten gehandelt , und das könne man nicht für eine
unproduktive Ausgabe erklären . Der Pessimismus in
der Zeichnung der Finanzlage sei ungerechtfertigt , was
Redner im Hinblick auf die Zahlenergebnisse der letzten
Jahre Nachweisen zu können glaubt . Die Verschlechterung
der Beziehungen zum Reich habe sich nicht so schlimm
gezeigt , ebenso wie die Befürchtung der Mindereinnahmen
aus den direkten Steuern . Der Pessimismus des Herrn
Finanzministers lasse sich also nur durch das Zunehmen
der Eisenbahw

'
chuld erklären . Die Möglichkeit eines so

schlechten Resultats , wie es der Voranschlag angebe , er¬
scheine als absolut ausgeschlossen . Es sei lediglich die
Folge davon , daß Ausgaben in den Betriebsetat ein¬
gesetzt wurden , die nicht dahin gehören . Infolge eines
Rechnungsfehlers seien 17 Millionen Einnahmen statt
21 */s Millionen gebucht . Diesen Fehler wolle er aber
nicht tadeln , auffallend sei ihm nur , daß die General¬
direktion ohne Anstand das hierdurch bedingte erstaun¬
liche Sinken des Betriebskoeffizienten hinnahm .

Der Voranschlag der Reineinnahme werde auf 14,7
Millionen beziffert . Dafür müsse man irgend einen Grund
haben , und doch sei seit 10 Jahren eine so geringe Ein¬
nahme nicht zu rerzeichnen gewesen . Außerdem seien 11,8
Millionen in ' s Betriebs - statt in ' s Eisenbahnbaukonto
geschrieben worden , deren Abschreiben wieder die alte Höhe
der Einnahmen zum Vorschein bringe . Die Eisenbahn¬
schuld enthalte auch die ungemein hohen Ausgaben für
die Rheinhäsen , deren Höhe sich mit dem Staatszuschuß
ungefähr decke . Der letztere scheine ihm also ganz gerecht¬
fertigt , da die Wasseranlagen doch streng nicht zu den
Eisenbahnen gehören . Ein Blick in das Staatsportemonnaie
führe zu der Ueberzeugung , daß die Aufnahme einer
Staatsschuld von 5 Millionen absolut von der Hand zu
weisen sei . In den letzten 5 Jahren sei die finanzielle
Lage unserer Staatseisenbahnen successive bedeutend besser
geworden als in den 15 Jahren vorher . Das Anwachsen
unserer Eisenbahnschuld gebe also keineswegs zu Besorg¬
nissen Anlaß , eine produktivere Kapitalanlage als die
der Eisenbahnschuld gebe es gar nicht . Die günstige Lage
sei eine Folge der Tarifreform , eines großen Verdienstes
des Herrn Finanzministers . Eine Eisenbahnreform stehe
also dem Aufschwung unserer Eisenbahnen nicht entgegen ,
fördere ihn vielmehr . Wegen des Einflusses der ungün¬
stigen Reichsfinanzverhältnisse auf die unsrigen ist Redner
der gleichen Ansicht wie der Herr Finanzminister und
der Abg . Hug . Er bedauere nur , daß solche Worte
immer nur an dieses Haus , nicht an den Reichstag ge¬
richtet werden . Die Eisenbahntarife seien die schwerste
Einkommenssteuer für das Land , und er bitte dringend ,
auf die Prüfung der Frage einer Steuerermäßigung
in dieser Hinsicht wenigstens ernstlich einzugehen .
Darum komme er zu dem Vorschlag , diese Frage , und
insbesondere die Frage der preußisch -hessischen Gemein¬
schaft , einer Kommisfionsberathung zu unterziehen , wie
dies schon in Württemberg geschehen sei . Man müsse
auch prüfen , ob die Tarife in der Richtung von Maximal¬
tarifen nicht gesetzlich festgelegt werden sollten . — Nach¬

dem die Einführung der Rabattkilometerheste 1895
Einnahmeerhöhung von einer Million eingebracht . ^
der Herr Staatsministex durch einen Federstrich , d^ .
Rabattkilometerhefte wieder kassirte , verfügt : ich venjz
auf die Einnahme von einer Million . Darüber ^
die Volksvertretung gehört werden , wo nicht das Bub»
recht illusorisch gemacht werden sollte .
sprechende Einrichtungen könnte man die ^

Durch
aller A

die von den Zügen leer mitgeführt werden , besetzen, r .
frage des weiteren bei der Regierung an , welche Stellt
sie gegenüber der Kleinbahnfrage einnehme . Bisher
sie auf dem Standpunkt , daß alle Ausgaben für Kl«,
bahnen eine „ unproduktive "

Ausgabe im Sinne des Fi „^
Ministers sei . Hiergegen haben die Agrarier noch viel ^
wenig Front gemacht . Die Abwanderung vom Lande ^
Stadt sei da am größten , wo die Verbindung mit Z
Stadt , bezw . mit dem Markt , am schlechtesten sei . H
Verkehr mit dem Markte werde nicht erleichtert , man tz
schwere ihn vielmehr immer mebr . Nur durch Verbilligt
der transoceanischen Frachten sei dem ausländischen A
treide die Konkurrenz auf dem inländischen Markte ^
möglicht worden . Das — Verbilligung der Tarifsätze
sei der Punkt , an dem die Agrarier ansetzen müßi ^
Das würde eine viel günstigere Wirkung für die Hebt
der Landwirthschaft haben als alle Getreidezölle . Er Ich
die Agrarier in ihrem eigensten Interesse ein , mit ih,
in diesem Sinne weiter zu arbeiten .

Redner würde es mit Freuden begrüßen , wenn die
lichen Kassen , die Darlehen aus Zins ausgeben , jetzt mH
ihren Zinsfuß erhöhen würden , mit Rücksicht auf die ^
genwärtige Depression , sondern das Ihrige zur Milderuuz
der Noth beitrügen .

Redner glaubt , anknüpfend an die Bemerkung dt»
Herrn Staatsministers , wonach im wesentlichen aus ko»
fessionellen Rücksichten ein fünftes Mitglied ins Staatz
Ministerium berufen wurde , daß es nicht zu billigen sei,
jetzt auf einmal konfessionelle Rücksichten bei der Aemter-
Besetzung zu maßgebenden zu machen . Wer so den klein «
Finger gebe , dem nehme man nicht nur die ganze Hach
sondern den ganzen Körper .

Wenn man die große Zahl der nicht besetzten Lehrer¬
stellen , die zurückgehende Zahl der Kreisschulräthe di.
Halbtagsschule in Rücksicht ziehe , so müsse man anerken¬
nen , daß ein großer Nothstand herrsche , den zu beseitig «
man ernstlich bemüht sein müsse . Insbesondere mH
man die Lehrergehalte erhöhen und die Praktikantcn -
wirthschaft beseitigen , letztere sowohl im Schul - als auch
im Gerichtswesen . Reder fragt an , ob dem Herrn
nister Kenntniß geworden sei von der Mißbilligung , die
dem Herrn Abg . Dr . Heimburger zu Theil wurde anläß¬
lich seiner Betheiligung am Landtagswahlkampf . Auch
möchte Redner die Stellung der Regierung zur Fragt
des Strafvollzugs und der Entschädigung unschuldig Ver¬
hafteter kennen lernen . Da keine Aussicht bestehe , dich
Fragen von Reichswegen in absehbarer Zeit geregelt zu
sehen , so sei es Pflicht der Einzelstaaten , in dieser Rich¬
tung vorzugehen .

Redner hat mit Bedauern gehört , daß es der Standpunkt
der Regierung sei : man habe in der Wahlrechtsfragk
etwas gewonnen , wenn man die Lösung um ein Jahr
hinausschiebe . Die schlimmen Vorkommnisse , die sich bei
den indirekten Wahlen immer mehr häufen und dem Aus¬
land Stoff zum Spotte bieten , verlangen dringend ,
überlebte System zu beseitigen .

Die Revision der Städteordnung erklärt Redner als
unumgänglich nothwendig . Die Städteordnung sei ein:
alte , verrostete Maschine . Eine geordnete Berathung der
städtischen Angelegenheiten sei bei Fortbestehen der heutige »
Verhältnisse rein unmöglich . Mit Neid müsse man au
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Listen Berhältniffe blicken , wo der Stadtrath
die preuvl'ch

Stadtverordnetenversammlung stehe . Das
außerhalb o

dürfe nicht Mitglied des Kontrol -
aumfahrende ^ Schluß bittet Redner die Regie-
organes lem -

eingedenk zu sein , daß wir bei den
E '^ aen mißlichen Zuständen die Pflicht haben ,

Industrie und einheimischen Handel in erster

«
"^ « berücksichtigen . — Er habe sich bemüht , sachlich

^ "
Aecken und neue Gesichtspunkte in die Debatte zu

^ -^ -« Gesichtspunkte , von denen er überzeugt sei , daß
g Dateien sie fick aneignen könnten . Es sei

b ^ ferne , der Regierung Vorwürfe zu machen , um

m-niaer als in der letzten Zeit die Regierung selbst

« /bemüht habe , außerhalb der Parteien zu stehen und

durchaus sachlich zu handeln .

« nanzminister vr . Buchenberger betont , daß die

Ausführungen des Vorredners , soweit sie sein Ressort be¬

treffen eine Reihe von Mißverständnissen und unzu¬
treffender Unterstellungen und Voraussetzungen sind , wie

denn auch die Kammer selber unter dem Eindruck einer

für den Vorredner nicht gerade schmeichelhaften Ver¬

blüffung gestanden hat . Seme Ausführungen über die

Schuldenwirthschaft in der Ersten Kammer habe Redner

anqeknüpft an eine Bemerkung des Geh . Rath Engler .
Das Mißverständniß entstand offenbar durch irrthümliche
Anwendung des Begriffes „ unproduktive Ausgaben

"
.

Unter produktiven Ausgaben verstehe die Wissenschaft
solche, bei denen die Möglichkeit gegeben sei , daß das
fnvestirte Kapital sich verzinse , nichtproduktive seien
dagegen alle übrigen Kapitalinvestirungen . Selbstver¬
ständlich seien aber auch die nichtproduktiven nütz¬
liche Ausgaben , sonst würde sich der Staat nicht
dazu verstehen . Nach wie vor stehe er auf dem Stand¬

punkt , daß das außerordentliche Budget sich zu richten habe
nach den Ueberschüssen des ordentlichen Etats , daß man
also nicht den Weg der Anleihe beschretten dürfe . Diese Ansicht
stütze sich in erster Reihe aus die starke Schuldenwirth¬
schaft des Reiches und zweitens darauf , daß wir eine
Eisenbahnschuld von xraster proxtsr 350 Missionen haben ,
die , wenn auch nicht gegenwärtig , so doch möglicher Weise
in Zukunft Gegenstand der Sorge sein könne , da anzu -
nehmm sei , daß sie sich in den nächsten zehn Jahren um
viele Millionen vermehren müsse , während die Einnahmen
dem Zinsenaufwand vielleicht nicht adäquat sein werden .
Er hielte es für ein größeres Glück , könnten wir einen
großen Theil der Ausgaben für unser Bahnnetz aus den
laufenden Ueberschüssen der Eisenbahnen bestreiten . In
dieser Lage seien wir jedoch leider nicht . Wir seien
vielmehr genöthigt , in großem Umfang Schulden zu
machen.

Der Abg . Frühaus scheine den Standpunkt zu ver¬
treten , in guten Jahren solle üppig gewirthschaftet , in
Fehljahren Schulden gemacht werden und sogar für
laufende Ausgaben , selbst für Beamtenaufbesserungen .
Das seien Programme , von denen er zweifle , ob sie die
Zustimmung auch nur dreier Herren in diesem Hause
finden würden .

Im Ton des Zweifels sei der Abg . Frühaus auf den
Vorschlag des Finanzexpos6s eingegangen , zum Mittel
einer schwebenden Schuld im Wege von Schatzanweisungen
zu greifen ; daß dies unbedingt nothwendig sei , habe er
selbst nicht behauptet . Aber schon in den letzten Jahren
habe sich der umlaufende Betriebsfond monatelang als
unzulänglich erwiesen , und die Amortisationskaffe mußte
durch Flüssigmachen ihrer Bestände aushelfen . Dies
hänge mit unseren Zahlungsverpflichtungen dem Reiche
gegenüber zusammen . Während man die Matrikularbei -
träge monatlich an ' s Reich abliefere , werde im vierten

Monate erst wegen unserer Antheile an den Reichs¬
einnahmen mit uns abgerechnet , so daß wir immer drei
Monate lang mit 4 */s bis 5 Millionen im Vorschuß
seien gegenüber dem Reich .

Das sei der Punkt , an dem die Reichsfinanzreform
auch einsetzen müsse . Trotz vieler Versuche sei es aber nicht
gelungen , das Reich mit ausreichenden Betriebsmitteln
zu versehen . Mit Rücksicht auf dieses Verhältniß zum
Reich habe er es für seine Pflicht gehalten , vorsichtiger
Weise sich von der Volksvertretung die Ermächtigung zu
einer etwa nöthig werdenden Ausgabe von Schatz¬
anweisungen zu erwirken . Es handle sich dabei nicht um
Deckung eines Theils des ordentlichen oder außerordent¬
lichen Etats , sondern um eine vorübergehende Stärkung
des eisernen Betriebsfonds .

Den Vorwurf , er sei ein gewohnheitsmäßiger Pessimist ,
weise er entschieden zurück . Er berufe sich auf das Zeug -
niß , das ihm seit seiner ganzen Amtszeit stets von
diesem Hohen Hause ausgestellt worden : stets sei er
bestrebt gewesen , den Stand des Staatshaushaltes in objek¬
tiver , sachlicher und nüchterner Weise darzustellen . In den
Jahren 1894/95 habe er selbst vorgeschlagen , die indirek¬
ten Einnahmen in einer den thatsächlichen Verhältnissen
entsprechenderen Weise zu veranschlagen , was die Folge
hatte , daß man sie um zwei bis drei Millionen höher
in den Etat einstellte als früher . Ebenso sei es mit
den Ausgaben gewesen .

Von jeher sei er der Ansicht : je größer die Aufrichtig¬
keit , mit der der Finanzminister der Volksvertretung ent¬
gegenkomme , um so vertrauensvoller werde das Verhältniß
zwischen beiden sich gestalten . (Beifall .)

Wenn er wirklich ein so ängstlicher Minister wäre , wie
behauptet werde , so hätte er in günstigen Jahren eine
Thesaurirungspolitik eingeführt . Er sei aber stets be¬
strebt gewesen , Ueberschüsse in Form von außerordent¬
lichen Ausgaben bis zur Höhe von 60 Millionen Mark
dem Lande wieder zuzuführen . Und ganz entschieden müsse
er sich verwahren gegen die Unterstellung , als ob er
absichtlich oder gar wider besseres Wissen die Lage des
Staatshaushalts schwarz male .

Präsident des Ministeriums der Justiz , des Kultus
und des Unterrichts Frhr . v. Dusch will nur auf einige
Bemerkungen des Abg . Frühaus antworten , da die meisten
im Anschluß an den Justizetat besprochen werden sollten .
Derartige Erörterungen über das Volksschulwesen , in
denen der Anschein erweckt werde , als stehe Baden hierin
den am meisten in der Entwickelung zurückgebliebenen
Ländern gleich , richten sich selbst . Wir stehen durchaus
nicht vor einem Lehrermangel . Doch eigne sich diese
Frage wie auch die der Besetzung der Gerichtshöfe nicht
zur Besprechung bei der allgemeinen Finanzdebatte . Es
sei anzuerkennen , daß die größeren Amtsgerichte , insbe¬
sondere Mannheim und Karlsruhe stets im Geschäftsstand
zunehmen . Doch habe man dem im Budget durch An¬
fordern mehrerer neuer Richterstellen entsprechend Rech¬
nung getragen .

Die Disziplinirung des Abg . Or . Heimburger wäre im
eigenen Interesse Heimburgers lieber unerörtert geblieben .
Nun die Frage aber angeregt , wolle er konstatiren , daß durch
Ministerialerlaß vom 8 . November ihm eine Mißbilligung
wegen seines Verhaltens bezüglich der Verbreirung eines
Wahlflugblatts ausgesprochen worden sei . Der Oberschulrath
komme dabei gar nicht in Frage . Nach Anhören des
Abg . vr . Heimburger und nach genauer Prüfung der
Angelegenheit sei das Ministerium zu der Ansicht gekommen ,
daß das Verhalten Heimburger

' s nicht dasjenige war ,
das man von einem Beamten erwarten konnte . Näher
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wolle er auf die Angelegenheit nicht eingehen . Der Abg .
Heimburger habe sich auch in keiner Weise darüber be¬
schwert. Dies beweise, daß er selbst wohl die Empfindung
hatte, daß er nicht korrekt gehandelt habe .

Weiter sei behauptet worden , der Bahnassistent Weipert
habe während seiner Gefangenschaft zwei Tage Hungerkost
bekommen , weil er nicht genügend viele Düten anfertigte.
Darüber sei ihm nichts bekannt . Aber auch diese Sache
hätte sich daxU geeignet , von Weipert selbst im Wege der
Beschwerde weiter verfolgt zu werden . Dies sei nicht ge¬
schehen . Das lasse vermuthen, daß die Sache sich anders
verhielt. Mit der daran angeschkossenen Betrachtung :
Lat suotitia, xereat irumäus ! habe der Abg . Frühauf
einen schweren , aber durchaus unberechtigten Borwurs

gegen die Gerichte erhoben . Unser Strafgesetzbuch ^halte schwere Strafdrohungen gegen Verletzung ^Pflichten der Bahnbeamten , was im Interesse ^
allgemeinen Verkehrssicherheit durchaus gerechtfertigt ^
scheine . Hiervon habe das Urtheil gegen Weipert i,sehr milder Weise Gebrauch gemacht . Es könne ^
Rechtspflege nicht förderlich sein , wenn ein Urtheil
dieser Weise der Kritik des Hohen Hauses unterzog»werde . ^

Präsident Gönner bittet , spezielle Bemerkungen von derGeneraldebatte sernzuhalten.
Schluß der Sitzung */i7 Uhr .
Nächste Sitzung Dienstag 9 */r Uhr.

» « antwortlich für die Landtags -Beilage : E . Nmhauer — Druck und Verlag der G Brau n 'schen Hofbuchdruckerei . Beide in Karlsruhe .

. r?

ver » « , - "
Krgebniffen der
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